
 

 
 
 
 

 

 

 

Orth Kluth Newsletter 

UPDATE: Aktuelle DSGVO-Themen 
im Arbeitsrecht 
Seit Anwendbarkeit der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) im Jahr 2018 
haben die datenschutzrechtlichen Be-
troffenenrechte auf Auskunft, Berichti-
gung oder Löschung auch im Arbeitsrecht 
an Bedeutung gewonnen. Insbesondere 
der Anspruch auf Auskunft über die Daten-
verarbeitung und Erteilung einer Kopie 
(Art. 15 DSGVO) wird inzwischen regelmä-
ßig in arbeitsgerichtlichen Verfahren von 
Beschäftigten geltend gemacht. Aber auch 
unabhängig davon spielen Fragen des Da-
tenschutzrechts im Arbeitsrecht eine 
immer größere Rolle.  

Nachfolgend möchten wir Ihnen einige der 
aktuell relevanten DSGVO-Themen im Ar-
beitsrecht zusammenfassend darstellen.  

Aufgrund aktueller Entwicklungen – ins-
besondere einer aktuellen BGH-

Entscheidung zum DSGVO-Auskunftsan-
spruch – haben wir ein Update der ur-
sprünglichen Version dieses Orth Kluth-
Newsletters vorgenommen. 

 

Vollmacht & Zurückweisung 
Die erste Schwierigkeit kann sich bereits 
nach Eingang eines Auskunftsersuchens 
ergeben: Welcher Beschäftigte macht 
den Anspruch überhaupt geltend? In 
großen Unternehmen kann es durchaus 
vorkommen, dass ein „Michael Müller“ 
mehrfach vertreten ist. Der Arbeitgeber 
muss im ersten Schritt zweifelsfrei fest-
stellen, wer sein Gegenüber ist. Die Aus-
kunftserteilung an eine falsche Person 
stellt regelmäßig eine Datenschutzverlet-
zung dar. 
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Dasselbe Problem stellt sich, wenn ein Be-
vollmächtigter im Namen eines Beschäf-
tigten den Anspruch geltend macht. Um 
hier nicht Gefahr zu laufen, unberechtigt 
Daten seiner Beschäftigten herauszuge-
ben, muss der Arbeitgeber die ordnungs-
gemäße Bevollmächtigung prüfen. Das 
Oberlandesgericht Stuttgart hält in einem 
aktuellen Urteil vom 31. März 2021 (9 U 
34/21) fest, dass der Bevollmächtigte im 
Zeitpunkt des Auskunftsverlangens eine 
Originalvollmacht vorlegen muss. Ande-
renfalls läuft er Gefahr, dass die Geltend-
machung des Anspruchs unwirksam ist. 
Das OLG Stuttgart vertritt die Auffassung, 
dass § 174 BGB auch im Rahmen der 
DSGVO Anwendung findet. 

Nach § 174 BGB kann ein einseitiges 
Rechtsgeschäft unverzüglich zurückge-
wiesen werden,  wenn der Bevollmäch-
tigte eine Vollmachtsurkunde nicht im Ori-
ginal vorlegt. Alternativ kann die be-
troffene Person den Verantwortlichen 
selbst (formlos) von der Bevollmächtigung 
in Kenntnis setzen, § 174 Satz 2 BGB.  

Insoweit müssen Arbeitgeber beachten, 
dass die Zurückweisung eines Auskunfts-
anspruchs, der durch einen Bevollmäch-
tigten geltend gemacht wird, zum einen 
unverzüglich erfolgen muss. Zum ande-
ren muss die Zurückweisung auch gerade 
wegen der nicht vorgelegten Vollmacht 
erfolgen. 

 

Fristgerechte Auskunft 
Die Vorlage der Originalvollmacht hat im 
Weiteren Auswirkungen auf die Frist, in-
nerhalb derer die Auskunft zu erteilen 
ist. Art. 12 Abs. 3 DSGVO schreibt vor, dass 
der Verantwortliche der betroffenen 

Person Informationen über die auf den An-
trag ergriffenen Maßnahmen „unverzüg-
lich, in jedem Fall aber innerhalb eines Mo-
nats nach Eingang des Antrags“ zur Verfü-
gung stellt.  

Die Frist beginnt erst in dem Zeitpunkt zu 
laufen, in dem Klarheit über die aus-
kunftsersuchende Person besteht – im 
Falle der Geltendmachung durch einen Be-
vollmächtigten folglich erst mit Vorlage 
der Originalvollmacht. In begründeten 
Fällen kann die Frist um zwei weitere Mo-
nate verlängert werden (Art. 12 Abs. 3  
Satz 2, 3 DSGVO).  

Dennoch sollten sich Verantwortliche 
nicht ausruhen, da Auskünfte grundsätz-
lich „unverzüglich“ zu erteilen sind  
(vgl. § 121 Abs. 1 BGB, dessen Definition 
auch i.R.d. Art. 12 Abs. 3 DSGVO sinnge-
mäß Anwendung finden soll, so LG Wies-
baden, Beschluss vom 28. April 2021,  
8 O 14/19). 

Kommt der Arbeitgeber seiner Pflicht zur 
Auskunftserteilung nicht, nicht fristgemäß 
oder nicht vollumfänglich nach, kann der 
Beschäftigte ihn klageweise geltend ma-
chen. Gegebenenfalls steht ihm zudem ein 
Schadensersatzanspruch nach Art. 82 
DSGVO zu. Die Arbeitsgerichte haben den 
Beschäftigten zuletzt immaterielle Scha-
densersatzansprüche in Höhe von  
1.500,- € (ArbG Neumünster, 11. August 
2020 – 1 Ca 247 c/20) bzw. 5.000,- € (ArbG 
Düsseldorf, 5. März 2020 – 9 Ca 6557/18) 
zugesprochen.   

Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass 
die Aufsichtsbehörde eine Geldbuße ver-
hängt, Art. 83 Abs. 5 lit. b DSGVO. 
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Umfang der Art. 15 DSGVO-
Ansprüche 
Für die betroffenen Arbeitgeber stellt die 
Geltendmachung des Auskunfts- und Ko-
pieanspruchs gemäß Art. 15 DSGVO  
regelmäßig eine Herausforderung dar,  
da insbesondere die Erteilung einer Kopie 
sämtlicher verarbeiteter personenbezoge-
ner Daten der jeweiligen Beschäftigten mit 
großem Aufwand verbunden ist.  

Zudem besteht bei vielen Unternehmen 
noch einige Unsicherheit hinsichtlich 
des Umfangs der Ansprüche, sowohl be-
züglich der zu erteilenden Auskunft als 
auch der zu erteilenden Kopie der verar-
beiteten personenbezogenen Daten. 

In Bezug auf den Auskunftsanspruch 
(Art. 15 Abs. 1 DSGVO) ist insbesondere 
unklar, ob in der Auskunft sämtliche Emp-
fänger, gegenüber denen personenbezo-
gene Daten eines Beschäftigten offengelegt 
wurden, konkret zu benennen sind oder 
ob eine Auskunft über die Kategorien von 
Empfängern ausreichend ist.  

Unternehmen legen personenbezogene 
Daten ihrer Beschäftigten nicht selten 
Dritten gegenüber offen und sind dazu teil-
weise sogar verpflichtet (z.B. gegenüber 
Finanzämtern, Berufsgenossenschaften, 
berufsständischen Vereinigungen, Steuer-
beratern etc.). Sämtliche Empfänger konk-
ret zu benennen, stellt regelmäßig einen 
großen Aufwand dar. 

Der Oberste Gerichtshof Österreich hat 
dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) ak-
tuell eine Frage zur Reichweite des Aus-
kunftsanspruchs über die Empfänger 
(Art. 15 Abs. 1 lit. c DSGVO) zur Vorabent-
scheidung vorgelegt (Entscheidung vom 
18. Februar 2021, 6Ob159/20f). Der EuGH 

könnte daher bald für mehr Rechtssicher-
heit in dieser Hinsicht sorgen. Bis zur Ent-
scheidung des EuGH sind Unternehmen je-
doch gut beraten, nach Möglichkeit sämt-
liche Empfänger der jeweiligen Daten 
konkret zu benennen. 

 

Aktuelles BGH-Urteil 
Auch die Reichweite des Anspruchs auf 
Erteilung einer Kopie der personenbezo-
genen Daten (Art. 15 Abs. 3 DSGVO), der 
neben dem Auskunftsanspruch des Art. 15 
Abs. 1 DSGVO steht, war bislang rechtlich 
umstritten. Auf die Frage des Umfangs des 
Auskunfts- und Kopieanspruchs gemäß 
Art. 15 DSGVO hat der BGH in einem  
aktuellen Urteil (Urteil vom 15. Juni 
2021, VI ZR 576/19) nun jedoch eine recht 
eindeutige Antwort gegeben.  

Der BGH geht von einem grundsätzlich 
umfassenden Anspruch auf Auskunft 
und Kopie bezüglich sämtlicher personen-
bezogener Daten aus. Der Begriff der per-
sonenbezogenen Daten sei weit zu verste-
hen. Er beschränke sich nicht auf sensible 
oder private Informationen, sondern er-
fasse potenziell alle Arten von Informatio-
nen, soweit diese aufgrund ihres Inhalts, 
Zwecks oder ihrer Auswirkungen mit ei-
ner bestimmten Person verknüpft seien. 

Damit beziehe sich der Auskunfts- und Ko-
pieanspruch grundsätzlich auch auf  
interne Vermerke und Kommunika-
tion, soweit darin Informationen in Bezug 
auf eine bestimmte Person enthalten sind. 
Allerdings müsse die Verarbeitung der be-
treffenden personenbezogenen Daten vom 
sachlichen Anwendungsbereich der 
DSGVO erfasst werden, so der BGH. Dies ist 
nur konsequent, denn außerhalb des 
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Anwendungsbereichs der DSGVO können 
denklogisch auch keine DSGVO-Ansprüche 
bestehen. 

Aus dem aktuellen BGH-Urteil ergibt sich 
zudem auch die Einschränkung, dass der 
Auskunfts- und Kopieanspruch nicht sol-
che Informationen umfasst, die allein auf 
Grundlage personenbezogener Daten ba-
sieren oder aus solchen abgeleitet wurden, 
sofern die Informationen selbst keinen 
Personenbezug aufweisen, wie möglicher-
weise rechtliche Beurteilungen. Zudem 
sind gesetzliche Ausnahmevorschriften zu 
beachten. 

Der  Anspruch auf Erteilung einer Kopie 
sieht vor, dass der Verantwortliche dem 
Antragsteller eine Kopie der personenbe-
zogenen Daten, die Gegenstand der Verar-
beitung sind, zur Verfügung stellt. Es ist 
grundsätzlich nicht erforderlich, die Daten 
auf Papier auszudrucken. Die Bereitstel-
lung einer Kopie kann auch elektronisch 
(z.B. digitale Datei, Zugang zu einem On-
linesystem) erfolgen (vgl. Erwägungs-
grund 63 Satz 4 DSGVO). Eine Einschrän-
kung dieses Anspruchs sieht die DSGVO 
selbst grundsätzlich nur dahingehend vor, 
dass das Recht auf Erhalt einer Kopie die 
Rechte und Freiheiten anderer Personen 
nicht beeinträchtigen darf (Art. 15 Abs. 4 
DSGVO). 

Der Auskunfts- und der Kopieanspruch 
sind nach Auffassung des BGH allerdings 
erfüllt, wenn erteilte Auskünfte bzw. Ko-
pien nach dem erklärten Willen des Ver-
antwortlichen die Auskunft bzw. Kopie im 
geschuldeten Umfang darstellen. Eine et-
waige inhaltliche Unrichtigkeit stehe ei-
ner Erfüllung der Ansprüche nicht entge-
gen. Daher ist Arbeitgebern zu empfehlen, 
grundsätzlich stets zum Ausdruck zu 

bringen, dass sie erteilte Auskünfte bzw. 
Kopien als vollständig erachten. 

 

Gerichtliche Durchsetzung 
In Bezug auf die gerichtliche Durchsetzung 
des Auskunfts- und Kopieanspruchs ist auf 
die Formulierung des Klageantrags zu ach-
ten. Im Rahmen einer Revisionsentschei-
dung hatte das Bundesarbeitsgericht 
(BAG, Urteil vom 27. April 2021, 2 AZR 
342/20) einen Klageantrag wegen Unbe-
stimmtheit zurückgewiesen. Das BAG ur-
teilte, ein Klageantrag auf Überlassung 
einer Kopie von  
E-Mails sei nicht hinreichend bestimmt, 
wenn die E-Mails, von denen eine Kopie 
zur Verfügung gestellt werden soll, nicht 
so genau bezeichnet sind, dass unzweifel-
haft ist, auf welche E-Mails sich das Begeh-
ren bezieht.  

Diese Entscheidung könnte dazu führen, 
dass Beschäftigte zukünftig konkreter 
darlegen müssen, auf welche Daten und 
Dokumente sie sich mit ihrem Kopiean-
spruch beziehen. Alternativ könnten Be-
schäftigte unter Umständen Auskunft über 
die Dokumente, die personenbezogene Da-
ten zu ihrer Person beinhalten, von dem 
Arbeitgeber verlangen. Insoweit kommt in 
prozessualer Hinsicht – auch nach Ansicht 
des BAG – eine Stufenklage in Betracht.  

Der BGH äußerte sich in seinem aktuellen 
Urteil (BGH, Urteil vom 15.06.2021, VI ZR 
576/19) nur ganz kurz zur Frage der Be-
stimmtheit eines Klageantrags. Er ließ 
die Frage, ob das Verlangen einer „voll-
ständigen“ Auskunft bzw. Kopie genüge o-
der ob das Verlangen konkretisiert wer-
den müsse, im konkreten Verfahren offen, 
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da der Kläger des Verfahrens sein Verlan-
gen konkretisiert hatte.  

 

Betriebsvereinbarungen als 
Rechtsgrundlage 
Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten Beschäftigter kann  grundsätzlich 
durch entsprechende Regelungen in ei-
ner Betriebsvereinbarung gerechtfertigt 
werden. Dies bietet sich regelmäßig an, 
wenn der Betriebsrat ohnehin beteiligt 
und eine Betriebsvereinbarung abge-
schlossen werden muss. Zu beachten ist 
insoweit, dass Betriebsvereinbarungen in 
datenschutzrechtlicher Hinsicht be-
stimmte Anforderungen erfüllen müssen 
(vgl. Art. 88 Abs. 2 DSGVO).  

Das LAG Baden-Württemberg hat in einem 
aktuellen Urteil (Urteil vom 25. Februar 
2021, 17 Sa 37/20) entschieden, dass eine 
Betriebsvereinbarung zwar eine ansons-
ten unzulässige Datenverarbeitung recht-
fertigen könne, jedoch müssten hinsicht-
lich der Datenverarbeitung auch die 
von den Betriebsparteien normierten 
Voraussetzungen vorliegen. Im konkre-
ten Fall hatten sich die Betriebsparteien 
über den vorläufigen Betrieb eines cloud-
basierten Personal-Informationssystems 
und eine Datenverarbeitung zu Test- 
zwecken geeinigt.  

Das Gericht vertrat die Auffassung, eine 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
der Beschäftigten in einem nicht zur Per-
sonalverwaltung produktiv, sondern 
nur vorläufig zu Testzwecken genutz-
ten „Zweitsystem“ könne nicht gesetzlich, 
sondern nur auf der Grundlage einer Kol-
lektivvereinbarung gerechtfertigt sein. 

Tatsächlich verarbeitete der Arbeitgeber 
jedoch bereits Beschäftigtendaten, die ge-
mäß der Betriebsvereinbarung über den 
vorläufigen Betrieb des Systems nicht zu 
Testzwecken verarbeitet werden durften. 
Daher erfolgte diese „überschießende“ 
Datenverarbeitung in rechtswidriger 
Weise. 

Sofern Betriebsvereinbarungen als daten-
schutzrechtliche Grundlage dienen sollen, 
muss daher bereits bei Abschluss einer Be-
triebsvereinbarung der Umfang der spä-
teren Datenverarbeitungen feststehen 
und in der Betriebsvereinbarung detail-
liert festgehalten werden. 

 

Abberufung des DSB 
In einem anderen aktuellen Verfahren vor 
dem BAG (27. April 2021 - 9 AZR 383/19 
(A)) ging es um die Frage, unter welchen 
Voraussetzungen eine Abberufung des 
betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten wirksam vorgenommen werden 
kann. Bislang ist ungeklärt, ob die Abberu-
fung eines betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten nur unter besonderen Voraus-
setzungen zulässig ist. 

Die DSGVO sieht vor, dass der Daten-
schutzbeauftragte von dem verantwortli-
chen Arbeitgeber wegen der Erfüllung 
seiner Aufgaben nicht abberufen oder 
benachteiligt werden darf (Art. 38 Abs. 2 
DSGVO).  

Der deutsche Gesetzgeber hat die Abbe-
rufung eines Datenschutzbeauftragten im 
Bundesdatenschutzgesetz jedoch stren-
geren Vorgaben unterworfen. Die Abbe-
rufung des Datenschutzbeauftragten ist 
danach nur in entsprechender Anwendung 
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des § 626 BGB, also bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes, zulässig (§§ 38 Abs. 2, 
6 Abs. 4 BDSG) 

Das BAG hat die Frage nach der Vereinbar-
keit der deutschen, strengeren Gesetzes-
norm mit den Vorgaben der DSGVO nun 
dem EuGH zur Vorabentscheidung vorge-
legt. Zugleich fragt das BAG den EuGH, ob 
die Ämter des Betriebsratsvorsitzen-
den und des betrieblichen Datenschutz-
beauftragten in einem Betrieb in Perso-
nalunion ausgeübt werden dürfen oder ob 
dies zu einem Interessenkonflikt führt.  

 

Fazit 
Datenschutzrechtliche Aspekte spielen im 
Arbeitsrecht eine immer größere Rolle. Ar-
beitgeber werden insbesondere mit den 
datenschutzrechtlichen Ansprüchen 
auf Auskunft und Kopie (Art. 15 DSGVO) 
immer häufiger konfrontiert . Bis zu einer 
höchstrichterlichen Entscheidung durch 
den EuGH werden diese Ansprüche auch 
weiterhin teilweise mit einiger Unsicher-
heit behaftet sein. 

Daher sind Unternehmen gut beraten, 
rechtzeitig entsprechende interne Pro-
zesse zu implementieren sowie techni-
sche Maßnahmen zu ergreifen, um eine 
fristgerechte Erfüllung der Ansprüche ge-
währleisten zu können. Dies gilt insbeson-
dere mit Blick auf das nun durch den BGH 
bestätigte weite Verständnis der perso-
nenbezogenen Daten und der damit 
grundsätzlich einhergehenden umfängli-
chen Auskunftsansprüche. 

Besonders aufmerksam sollten Unterneh-
men sein, wenn Ansprüche nicht von den 
betroffenen Personen selbst, sondern 

durch Bevollmächtigte geltend gemacht 
werden. Sofern in diesen Fällen eine Voll-
macht nicht ordnungsgemäß vorgelegt 
wird, müssen Auskunft und Kopie unter 
Umständen gar nicht erteilt werden. 

Unternehmen sollten Auskünfte nicht vor-
schnell und unüberlegt erteilen. Fehler im 
Rahmen der Auskunftserteilung könn-
ten ihrerseits Datenschutzverletzungen 
darstellen und infolgedessen Geldbußen o-
der Schadensersatzansprüche der be-
troffenen Personen auslösen.  

Auch im Hinblick auf Betriebsvereinba-
rungen, die als datenschutzrechtliche 
Grundlage dienen, ist weiterhin beson-
dere Aufmerksamkeit erforderlich. Insbe-
sondere sollte bereits bei der Verhandlung 
einer Betriebsvereinbarung der erforder-
liche Umfang der Datenverarbeitung be-
dacht werden, um spätere überschießende 
– und somit gegebenenfalls nicht gerecht-
fertigte – Datenverarbeitungen und daraus 
resultierende Unterlassungsansprüche zu 
vermeiden.  

Abhängig von der noch ausstehenden Ent-
scheidung des EuGH bezüglich der Verein-
barkeit des Amtes des betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten mit anderen 
betrieblichen Ämtern müssen zukünftig 
außerdem unter Umständen personelle 
Veränderungen im Hinblick auf die Benen-
nung eines betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten vorgenommen werden. Inso-
weit kann Unternehmen zum jetzigen Zeit-
punkt jedoch nur empfohlen werden, die 
weiteren rechtlichen Entwicklungen zu-
nächst abzuwarten.
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